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Einführung

Das Thüringer Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den (Ordnungsbehördengesetz – OBG –) gehört zu den landesrechtlichen Rege-
lungen des allgemeinen Polizei- und Ordnungsrechts des Freistaats Thüringen
wie die „Polizeigesetze“, das Thüringer Gesetz über die Aufgaben und Befug-
nisse der Polizei (Polizeiaufgabengesetz – PAG –) und das Gesetz über die Or-
ganisation der Polizei des Landes Thüringen (Polizeiorganisationsgesetz –
POG –). Der Freistaat Thüringen folgt dem sogenannten Trennungssystem, das
durch eine – nicht nur organisatorische – Aufgabentrennung zwischen Voll-
zugspolizei einerseits und Ordnungsbehörden andererseits gekennzeichnet ist.
Damit knüpft er an die Thüringer Tradition der Zuweisung von Gefahrenab-
wehraufgaben an die allgemeine Verwaltung an (§ 32 der Landesverwaltungs-
ordnung für Thüringen – LVO –); zur Geschichte siehe Schwan, Rn. 1–3. Die
Aufgaben der Gefahrenabwehr werden demnach im Freistaat Thüringen in
erster Linie durch die Ordnungsbehörden wahrgenommen, während die Voll-
zugspolizei im Bereich präventiven Handelns auf Eilfälle beschränkt ist. Sie ist
im Übrigen für die Verfolgung von Straftaten zuständig und wird insoweit re-
pressiv tätig.
Das Ordnungsbehördengesetz schafft die Grundlage für das Handeln der Mit-
arbeiter der Ordnungsbehörden, denen nicht bereits durch besondere bundes-
und landesrechtliche Regelungen spezielle Aufgabenbereiche des Ordnungs-
rechts zugewiesen worden sind (z. B. Bauordnungsrecht, Naturschutz- und
Landschaftspflege, Abfallbeseitigung, usw.). Das Ordnungsbehördengesetz
kann daher als allgemeines Gefahrenabwehrrecht nur angewendet werden,
wenn einzelne Lebenssachverhalte nicht bereits durch besondere Gesetze gere-
gelt sind (Subsidiaritätsprinzip). Das schließt aber nicht aus, dass zur Lücken-
füllung im besonderen Ordnungsrecht auf Bestimmungen des Ordnungsbehör-
dengesetzes zurückgegriffen werden kann.
Die Mitarbeiter der Ordnungsbehörden werden tätig durch Realakte (tatsäch-
liches Verwaltungshandeln) oder durch Verfügungen, die ein Handeln, Dulden
oder Unterlassen ge- oder verbieten (Verwaltungsakte). In den gesetzlich ge-
nannten Fällen bestehen Verordnungsermächtigungen. Grundsätzlich sind zwei
Handlungsebenen zu unterscheiden: Die Primärebene (= Anordnungsebene);
hier werden i. d. R. die „Grundanordnungen“ erlassen und die Sekundärebene
(= Ausführungsebene), auf der die auszuführenden Maßnahmen (i. d. R. Voll-
streckungsakte) ergehen. Ausnahmsweise können Maßnahmen beider Ebenen
in einem Akt („uno actu“) getroffen werden. Sofern dies durch Vorschriften
ausdrücklich vorgesehen ist, können die Mitarbeiter der Ordnungsbehörde
auch Zuwiderhandlungen gegen gesetzliche Regelungen oder gegen Ver-
ordnungsbestimmungen dadurch sanktionieren, dass sie eine Geldbuße verhän-
gen (vgl. Vorbem. zu §§ 48 bis 51).
Im ersten Abschnitt des Thüringer Ordnungsbehördengesetzes finden sich all-
gemeine, „vor die Klammer gezogene“ Vorschriften, im zweiten Abschnitt sind
Einzelbefugnisse, sogenannte „Standardmaßnahmen“ geregelt. Der dritte Ab-
schnitt befasst sich mit sicherheitsrechtlichen Verordnungen, im vierten Ab-
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A · Einführung

schnitt wird auf Bereiche eingegangen, die nach der Einschätzung des Gesetzge-
bers besondere Bedeutung in der Praxis haben werden. Der fünfte Abschnitt
enthält Bußgeldvorschriften und verweist wegen Entschädigungs- und Ersatz-
ansprüchen auf das Polizeiaufgabengesetz. Die Ermächtigung zum Kostener-
satz für ordnungsbehördliche Maßnahmen, die Begriffsbestimmungen und das
Inkrafttreten sind im sechsten Abschnitt unter der Überschrift „Übergangs- und
Schlussbestimmungen geregelt.
Das OBG ist seit 1993 mehrmals geändert worden (Art. 7 ThürEurUmstG
v. 24.10.2001 - GVBl. S. 265; Art. 2 ThürG z. Änd. d. Polizei- und Sicher-
heitsR v. 20.6.2002 - GVBl. S. 247; Art. 4 G z. Änd. d. ThürVwZVG u. weite-
rer Verwaltungsrechtl. Vorschriften v. 16.12.2008 – GVBl. S. 568).
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§ 1 OBG · B

Thüringer Gesetz über die Aufgaben und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden 
(Ordnungsbehördengesetz – OBG –)

Vom 18. Juni 1993 (GVBI. S. 323), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur
Änderung des Thüringer Verwaltungszustellung- und Vollstreckungsgesetzes und
weiterer verwaltungsrechtlicher Vorschriften vom 16. Dezember 2008 (GVBl. S. 568)

ERSTER ABSCHNITT: Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Begriff der Ordnungsbehörden

1Ordnungsbehörden im Sinne dieses Gesetzes sind die Gemeinden, die Ver-
waltungsgemeinschaften, die erfüllenden Gemeinden und die Landkreise im
übertragenen Wirkungskreis sowie das Landesverwaltungsamt und das für
die öffentliche Sicherheit und Ordnung zuständige Ministerium. 2Die Abwehr
von Zuwiderhandlungen gegen Satzungen in Selbstverwaltungsangelegen-
heiten ist Aufgabe des eigenen Wirkungskreises der Landkreise und Gemein-
den.

Erläuterungen:

1Satz 1 bestimmt, dass die Gemeinden, die Verwaltungsgemeinschaften, die er-
füllenden Gemeinden, die Landkreise, das Landesverwaltungsamt und das
Thüringer Innenministerium Ordnungsbehörden im Sinne des Gesetzes sind.
Die Reihenfolge, in der die Ordnungsbehörden in der Vorschrift genannt wer-
den, soll nach der amtlichen Begründung den in § 28 ausformulierten Subsidi-
aritätsgrundsatz deutlich machen (LT-Drucks. 1/2047, S. 23). Die ordnungs-
rechtliche Gefahrenabwehr ist eine staatliche Aufgabe. Deshalb nehmen die
Gemeinden, Kreise, Verwaltungsgemeinschaften und erfüllenden Gemeinden
die Aufgaben als Ordnungsbehörden im übertragenen Wirkungskreis wahr
(vgl. Art. 91 Abs. 3 ThürVerf, §§ 3, 88 ThürKO).

2Für Verwaltungsgemeinschaften sind die einschlägigen Vorschriften des 3. Ab-
schnitts der Thüringer Kommunalordnung zu beachten (§§ 46–50 ThürKO),
für die erfüllende Gemeinde § 51 ThürKO. Die gesetzlich geregelten Zusam-
menschlüsse von zwei (erfüllende Gemeinden) bzw. mehreren Gemeinden (Ver-
waltungsgemeinschaften) sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. Die
Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises stehen nicht nur den einzelnen
Gemeinden zu; sie gehen auf die neu gebildeten Körperschaften über. Dies gilt
selbstverständlich auch für die Aufgaben nach dem Ordnungsbehördengesetz
(VG Weimar, B. v. 24.7.2000 -2 E 1678/00.We, unveröff.). Der Gesetzgeber hat
mit dem Thüringer Gesetz zur Änderung des Polizei- und Sicherheitsrechts vom
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B · OBG § 1

20.6.2002 (GVBl. S. 247) die Verwaltungsgemeinschaften und erfüllenden Ge-
meinden explizit aufgeführt, damit, wie es in der amtlichen Begründung heißt,
deren ordnungsbehördliche Zuständigkeit jeweils unmittelbar dem Gesetz ent-
nommen werden kann (LT-Drucks. 3/2128, S. 4). Im selben Änderungsgesetz
ist der Begriff „Landrat“ durch „Landkreis“ ersetzt worden, um die Kommu-
nalisierung staatlicher Aufgaben auch im Ordnungsrecht nachzuvollziehen.

3 Soweit von den genannten Körperschaften Verordnungsbefugnisse nach dem
Ordnungsbehördengesetz ausgeübt werden (§ 27) ist zu beachten, dass es sich
um staatliche Aufgaben handelt, die in den Körperschaften nicht den jeweiligen
Selbstverwaltungsorganen, sondern den für die Erledigung der Aufgaben des
übertragenen Wirkungskreises zuständigen Organen zustehen, nämlich dem
Bürgermeister (§ 29 Abs. 2 Nr. 2 ThürKO), dem Gemeinschaftsvorsitzenden
(§ 48 Abs. 1 Satz 2 ThürKO) und dem Landrat (§ 107 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
ThürKO).

4 Für den übertragenen Wirkungskreis gilt die Fachaufsicht (§117 Abs. 2
ThürKO), die sowohl Zweckmäßigkeits- als auch Rechtmäßigkeitskontrolle
umfasst. Die Fachaufsichtsbehörde (§ 118 Abs. 4 ThürKO) kann der Ord-
nungsbehörde durch Verwaltungsvorschrift allgemein oder im Einzelfall Wei-
sungen für die Erledigung dieser Aufgaben erteilen (vgl. §§ 3 Abs. 1, 88 Abs. 1,
120 Abs. 2 ThürKO). Die Weisung greift als innerdienstliche Verfügung in
einer staatlichen Angelegenheit nicht in das Selbstverwaltungsrecht der Körper-
schaften (Art. 91 Abs. 1 und 2 ThürVerf) ein. Sie entfaltet keine unmittelbare
rechtliche Außenwirkung i. S. v. § 35 ThürVwVfG. Weil die Verwaltungsakts-
qualität fehlt, sind Widerspruch und Anfechtungsklage nicht möglich. Fachauf-
sichtsbehörde für die kreisangehörigen Gemeinden und die Verwaltungsge-
meinschaften ist das Landratsamt als untere staatliche Verwaltungsbehörde
(§ 118 Abs. 4 ThürKO). Sofern der Landkreis in einer Angelegenheit als Ge-
bietskörperschaft beteiligt ist, tritt an seine Stelle als Fachaufsicht das Landes-
verwaltungsamt (§ 118 Abs. 4 i. V. m. Abs. 1 ThürKO). Fachaufsichtsbehörde
für die kreisfreien Städte und Landkreise ist das Landesverwaltungsamt (§118
Abs. 4 i. V. m. Abs. 2 ThürKO). Das Innenministerium ist oberste Fachauf-
sichtsbehörde (§ 118 Abs. 4 i. V. m. Abs. 3 ThürKO). Auch bei der Fachauf-
sicht ist grundsätzlich nur die unmittelbar übergeordnete Behörde zuständig.
Kommt eine Gemeinde oder ein Landkreis innerhalb einer gesetzten angemes-
senen Frist einer Weisung der Fachaufsichtsbehörde nicht nach, so trifft und
vollzieht diese, wenn es erforderlich ist, die notwendigen Maßnahmen anstelle
und auf Kosten der Gemeinde oder des Landkreises (Ersatzvornahme). Bei ord-
nungsbehördlichen Verordnungen (§ 27) wird nur Rechtsaufsicht ausgeübt
(§§ 33, 37). Die Befugnis der Aufsichtsbehörde zur Ersatzvornahme ergibt sich
aus § 29 Abs. 1. Von der Ersatzvornahme ist die Frage des Selbsteintrittsrechts
zu unterscheiden (vgl. § 4 Rn. 28).

5 Nach Satz 2 verbleibt den Landkreisen und Gemeinden als Aufgabe des eigenen
Wirkungskreises die Abwehr von Zuwiderhandlungen gegen Satzungen, die sie
in Selbstverwaltungsangelegenheiten erlassen haben.

©
 2

00
9 

W
. K

oh
lh

am
m

er
, S

tu
ttg

ar
t



5

§ 2 OBG · B

§ 2 Aufgaben der Ordnungsbehörden

(1) Die Ordnungsbehörden haben die Aufgabe, die öffentliche Sicherheit und
Ordnung durch Abwehr von Gefahren und durch Unterbindung und Beseiti-
gung von Störungen aufrechtzuerhalten.

(2) Der Schutz privater Rechte obliegt den Ordnungsbehörden nach diesem
Gesetz nur dann, wenn gerichtlicher Schutz nicht rechtzeitig zu erlangen ist
und wenn ohne ordnungsbehördliche Hilfe die Verwirklichung des Rechts ver-
eitelt oder wesentlich erschwert werden würde.

Erläuterungen:

6Abs. 1 der Vorschrift bestimmt, was nach allgemeinem Ordnungsrecht Aufgabe
der Ordnungsbehörde ist (sachliche Zuständigkeit). Soweit in der Überschrift
von § 4 die sachliche Zuständigkeit genannt wird, ist dies unzutreffend. § 4
regelt Anderes (siehe § 4 Rn. 25).

7Den Ordnungsbehörden können durch Spezialvorschriften weitere Aufgaben
zugewiesen sein (vgl. § 5 Abs. 2: Aufgaben nach besonderen Rechtsvorschrif-
ten). So ist den Thüringer Ordnungsbehörden etwa die Überwachung des ru-
henden Verkehrs übertragen. Die Zuständigkeit, Verkehrsordnungswidrigkei-
ten zu ahnden, ergibt sich aus der Thüringer Verordnung für die Verfolgung
und Ahndung von Verkehrsordnungswidrigkeiten (VerkOWiZustVO – siehe
Anhang 5 –) und der Verwaltungsvorschrift zur Verfolgung und Ahndung von
Straßenverkehrsordnungswidrigkeiten durch die Polizei und die Gemeinden
(VwV VA-StVOWi – siehe Anhang 6 –).

8Die Ordnungsbehörden sind für die Abwehr konkreter (siehe § 54 Rn. 640)
und abstrakter Gefahren (siehe § 54 Rn. 644) zuständig. Sie können, um ihre
Aufgaben zu erfüllen, sowohl vorbeugende Maßnahmen ergreifen, als auch be-
reits bestehende Störungen beseitigen. § 2 ermächtigt nicht dazu, in Rechte der
Bürger einzugreifen. Aufgaben und Befugnisse sind getrennt. Für Eingriffe in
Rechte oder geschützte Rechtsstellungen der Bürger bedarf die Behörde einer
besonderen gesetzlichen Ermächtigung (Vorbehalt des Gesetzes als Ausfluss des
Rechtsstaatsprinzips, Art. 47 Abs. 4 ThürVerf, Art. 20 Abs. 3 GG). Eingriffser-
mächtigungen der Ordnungsbehörden ergeben sich nicht aus § 2, sondern viel-
mehr aus spezialgesetzlichen Ermächtigungen, Standardmaßnahmen (siehe
unten, 2. Abschnitt, §§ 15–26) und der Generalklausel (§ 5). Bei Maßnahmen
ohne Eingriffscharakter (z. B. Ortsbegehungen, Maßnahmen der Gefahrener-
forschung) ist keine besondere Ermächtigung nötig. Das Verhalten ist bereits
von der Zuweisung der Aufgabe der Gefahrenabwehr an die Ordnungsbehör-
den in § 2 gedeckt.

9Der Gesetzgeber hat die Begriffe „öffentliche Sicherheit“, „öffentliche Ord-
nung“ und „Gefahr“ in § 54 definiert (vgl. die dortigen Anmerkungen).
„Störung“ bedeutet, dass die Gefahr bereits verwirklicht ist, d. h., dass es im
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konkreten Fall schon zu einer Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit oder
Ordnung gekommen ist.

10 Abs. 2 stellt klar, dass die Ordnungsbehörden für den Schutz privater Rechte
nur nachrangig („subsidiär“) zuständig sind. Das ordnungsbehördliche Schutz-
gut der „öffentlichen Sicherheit“ betrifft zwar die gesamte Rechtsordnung, also
auch die Privatrechtsordnung; d. h. grundsätzlich sind auch Privatrechtsgüter
wie Eigentum und Besitz erfasst. Die Ordnungsbehörden dürfen private Rechte
jedoch nur dann schützen, wenn der Betroffene nicht rechtzeitig die Hilfe von
Gerichten oder deren Vollstreckungsorganen (z. B. Gerichtsvollzieher) in An-
spruch nehmen kann, und wenn der Betroffene ohne ordnungsbehördliches
Einschreiten sein Recht nicht oder wesentlich erschwert verwirklichen könnte.
Unter „privatem Recht“ wird eine Rechtsposition verstanden, die ihre Grund-
lage ausschließlich in der Privatrechtsordnung hat. Dazu gehören Eigentum,
Besitz, vertragliche Ansprüche, Schadensersatzforderungen, Pfandrechte u. a.
Zur Durchsetzung solcher Rechte sollen in erster Linie die Gerichte angerufen
werden (vgl. amtl. Begründung, LT-Drucks. 1/2047, S. 23). In Eilfällen kann
etwa ein Arrest gem. §§ 916 ff. ZPO oder eine einstweilige Verfügung nach
§§ 935 ff. ZPO erwirkt werden. Nur wenn Rechtsschutz aus zeitlichen Grün-
den nicht rechtzeitig erlangt werden kann und der Berechtigte nicht selbst in
der Lage ist, mit eigenen rechtlichen oder/und tatsächlichen (rechtlich zulässi-
gen) Mitteln seine Rechtsposition zu behaupten, darf die Ordnungsbehörde
einschreiten. Zumeist dürfte es nicht darum gehen, das private Recht über ord-
nungsbehördliches Handeln durchzusetzen, sondern die Rechtsschutzmöglich-
keiten zu sichern. Dabei kommt der Identitätsfeststellung nach § 15 eine beson-
dere Bedeutung zu.

11 Liegen die Tatbestandsvoraussetzungen zum Schutz privater Rechte vor, steht
es grundsätzlich im Ermessen der Behörde, ob und ggf. wie sie einschreitet.
Wenn die einschlägige gesetzliche Ermächtigung dem Betroffenen zumindest
auch ein subjektives öffentliches Recht gewährt, bzw. dem Individualschutz
dient, hat der Bürger einen Anspruch gegen die Ordnungsbehörde auf ermes-
sensfehlerfreie Entscheidung. Ist keine andere als die begehrte Entscheidung er-
messensgerecht (Ermessensreduzierung auf Null), muss sie einschreiten.

12 Neben den allgemeinen Ordnungsbehörden sind staatlichen Landesbehörden
besondere Gefahrenabwehraufgaben durch Gesetz übertragen, die auf ver-
schiedenen instanziellen Ebenen bestehen (Sonderordnungsbehörden). Sonder-
ordnungsbehörden sind z. B.: Forstbehörden, Eichämter, Bergämter. Außerdem
nehmen z. T. die mit allgemeinen Gefahrenabwehraufgaben nach dem Ord-
nungsbehördengesetz betrauten Körperschaften spezialgesetzlich geregelte be-
sondere Gefahrenabwehraufgaben wahr (z. B. „baupolizeiliche“ nach der Thü-
ringer Bauordnung). Ob das Ordnungsbehördengesetz ergänzend auf die
„Sonderordnungsbehörden“ angewendet werden kann, ist jeweils im Einzelfall
zu prüfen. Deren besondere Zuständigkeiten gehen denen der Ordnungsbehör-
den vor. Im Übrigen ist die Unterscheidung zwischen Sonderordnungsbehörden
und allgemeinen Ordnungsbehörden nicht von Bedeutung.
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§ 3 OBG · B

13Ausnahmsweise können auch Privatpersonen im Bereich der Gefahrenabwehr
hoheitlich tätig werden, etwa als Beliehene (z. B. Jagdaufseher nach § 25 Abs. 2
BJagdG, Luftfahrzeugführer nach § 29 Abs. 3 LuftVG oder Verwaltungshelfer
bei Notfällen). Zu den Problemen, die entstehen, wenn Gefahrenabwehraufga-
ben durch private Sicherungsdienste wahrgenommen werden, was in den letz-
ten Jahren erheblich zugenommen hat, muss auf weiterführende Literatur ver-
wiesen werden (siehe die Literaturnachweise bei Schwan, Fn. 85).

§ 3 Verhältnis zur Polizei; Vorrang der Ordnungsbehörde

(1) Maßnahmen der Ordnungsbehörde nach diesem Gesetz haben Vorrang ge-
genüber Maßnahmen der Polizei.

(2) Die Polizei leistet den Ordnungsbehörden Vollzugshilfe (§§ 48 bis 50 Poli-
zeiaufgabengesetz), soweit sie ihre Aufgaben nicht selbst vollziehen können
oder ihre Vollzugs-Dienstkräfte nicht mit den erforderlichen Zwangsbefugnis-
sen (§ 8) ausgestattet sind.

Erläuterungen:

14Zur Gefahrenabwehr können mehrere Behörden berechtigt sein (sachliche Zu-
ständigkeit); so etwa Behörden nach besonderem Ordnungsrecht (z. B. Bauauf-
sichts- , Gewerbeaufsichts-, Straßenverkehrsbehörden), die im Ordnungsbehör-
dengesetz genannten (allgemeinen) Ordnungsbehörden und die Vollzugspolizei.
Weil allen die Gefahrenabwehr obliegt, können Abgrenzungsschwierigkeiten
und Kollisionen entstehen.

15Abs. 1 regelt nur den Kollisionsfall zwischen (allgemeinen) Ordnungsbehörden
und Vollzugspolizei. Er verdeutlicht das Prinzip des „Vorrangs der Sicherheits-
behörde“ (amtl. Begründung, LT-Drucks. 1/2047, S. 23 f.). Maßnahmen der
Ordnungsbehörden sollen nach dem Willen des Gesetzgebers nicht durch Maß-
nahmen der Vollzugspolizei unterlaufen oder in ihr Gegenteil verkehrt werden.
Ob diese Befürchtung zu Recht besteht, erscheint im Hinblick auf die Erfahrun-
gen der Praxis zweifelhaft. Jedenfalls ist die Regelung möglicher Kollisionen
sinnvoll. Nach den gesetzlichen Bestimmungen ist grundsätzlich das Handeln
der Polizei gegenüber dem der Ordnungsbehörde nachrangig (§ 3 Satz 1
Satz 1). Eine Ausnahme enthält § 3 PAG wonach die Polizei neben der Verfol-
gung und Verhütung von Straftaten auch dann tätig wird, wenn die Abwehr
einer Gefahr durch eine andere Behörde nicht oder nicht rechtzeitig möglich ist
(Eilzuständigkeit). Die Polizei hat dann die andere (an sich zuständige) Behörde
unverzüglich von allen bedeutsamen Vorgängen zu unterrichten. Die Vollzugs-
polizei ist für unaufschiebbare, die Ordnungsbehörde für aufschiebbare Gefah-
renabwehrmaßnahmen zuständig. § 9 POG geht ebenfalls von dem in Abs. 1
enthaltenen Rangverhältnis aus.
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16 Die Zuständigkeitskollision zwischen „Sonderordnungsbehörden“ und „allge-
meinen“ Ordnungsbehörden“ ist nicht gesetzlich geregelt. Sie wird nach dem
Grundsatz „lex specialis derogat legi generali“ (die speziellere Regelung ver-
drängt die allgemeinen) gelöst. Auf die Zuständigkeit zur Gefahrenabwehr be-
zogen ist daraus zu entnehmen, dass grundsätzlich die Behörde zuständig ist,
deren Befugnis sich aus dem spezielleren Gesetz ergibt, also etwa aus der Thü-
ringer Bauordnung („Baupolizeirecht“).

17 Praktische Probleme bei der Abgrenzung können sich z. B. beim Abschleppen
falsch geparkter Fahrzeuge stellen. Die allgemeine Ordnungsbehörde kann
etwa nach §§ 22, 23, 5, 12 zum Einschreiten berechtigt sein. Befugnisse der
Straßenverkehrsbehörde für die Überwachung des Straßenverkehrs ergeben
sich aus § 44 Abs. 1 StVO. Die Polizei kann sich auf § 44 Abs. 2 Satz 1 StVO
stützen, wenn sie verkehrsregelnd tätig wird. Sie kann auch bei Gefahr im
Verzug nach § 44 Abs. 2 Satz 2 StVO vorläufige Maßnahmen ergreifen (vgl.
hierzu: Storr, ThürVBl. 1993, 255 ff.). Auch bei Gefahren, die von baufälligen
Gebäuden ausgehen, kann etwa die Polizei nach § 12 PAG, die allgemeine Ord-
nungsbehörde nach § 5 OBG und die Bauaufsichtsbehörde nach §§ 15, 60
Abs. 2 ThürBO zuständig sein.

18 Abs. 2 verweist zunächst zur Pflicht, Amtshilfe zu leisten, klarstellend auf die
Bestimmungen des Polizeiaufgabengesetztes. Die Polizei ist zur Vollzugshilfe
verpflichtet (§ 3 Abs. 2 OBG; § 2 Abs. 3 PAG, §§ 48–50 PAG). Einzelheiten
zur Amtshilfe im Allgemeinen ergeben sich aus den §§ 4 ff ThürVwVfG. Die
Dienststellen der Polizei haben untereinander und mit den Ordnungsbehörden
zusammenzuarbeiten und die jeweils zuständige Behörde zu unterrichten (§ 9
Abs. 1 POG).

19 Zugleich macht die Vorschrift deutlich, dass nicht in jedem Fall Vollzugshilfe
geleistet werden muss und weist von Anfang an darauf hin, dass die Ordnungs-
behörden verpflichtet sind, ihre Aufgaben mit eigenem Personal zu erfüllen
(amtl. Begründung, LT-Drucks. 1/2047, S. 24). Grundsätzlich vollziehen die
Ordnungsbehörden ihre Aufgaben selbst (§ 8). Allerdings sind sie gegenüber
Polizeidirektionen, Inspektionen und Stationen in eigenen Zuständigkeitsberei-
chen weisungsbefugt (§ 9 Abs. 2 POG). Damit entfällt für das polizeiliche Han-
deln das Erfordernis der Unaufschiebbarkeit, nicht aber die Notwendigkeit
einer ordnungsrechtlichen gesetzlichen Eingriffsermächtigung. Die Ordnungs-
behörde kann die Polizei auch im Rahmen der Vollzugshilfe in Anspruch neh-
men. Nur wenn die Ordnungsbehörde zur Ausübung von unmittelbarem
Zwang (d. h. die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Ge-
walt) nicht in der Lage oder ihre Vollzugs-Dienstkräfte nicht mit den erforder-
lichen Befugnissen (etwa durch die Vollzugs-Dienstkräfte-Verordnung – Thür-
VollzDstKrVO – (siehe Anhang 1) nach § 8 Abs. 2 Nr. 3) ausgestattet sind, ist
die Polizei verpflichtet, Vollzugshilfe zu leisten (§§ 48–50 PAG). Die Vorausset-
zungen des § 51 ThürVwZVG müssen beachtet werden. Für die Rechtmäßig-
keit der Maßnahme ist die Ordnungsbehörde, die Vollzugshilfe erbeten hat,
verantwortlich. Die Polizei ist nur für die Art und Weise der Durchführung zu-
ständig.
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§ 3 OBG · B

20Die Pflicht der Polizei zur Amtshilfe (Art. 35 Abs. 1 GG) bleibt im Übrigen
unberührt (§ 48 Abs. 3 PAG).

21Die Feuerwehr wird bei der Gefahrenabwehr als unselbständiger Teil der Ord-
nungsbehörde nicht in Amtshilfe tätig.

§ 48 PAG Vollzugshilfe

(1) Die Polizei leistet anderen Behörden auf Ersuchen Vollzugshilfe, wenn un-
mittelbarer Zwang anzuwenden ist und die anderen Behörden nicht über die
hierzu erforderlichen Dienstkräfte verfügen oder ihre Maßnahmen nicht auf
andere Weise selbst durchsetzen können.

(2) Die Polizei ist nur für die Art und Weise der Durchführung verantwortlich.
Im Übrigen gelten die Grundsätze der Amtshilfe entsprechend.

(3) Die Verpflichtung zur Amtshilfe bleibt unberührt.

§ 49 PAG Verfahren

(1) Vollzugshilfeersuchen sind schriftlich zu stellen; sie haben den Grund und
die Rechtsgrundlage der Maßnahme anzugeben.

(2) In Eilfällen kann das Ersuchen formlos gestellt werden. Es ist jedoch auf
Verlangen unverzüglich schriftlich zu bestätigen.

(3) Die ersuchende Behörde ist von der Ausführung des Ersuchens zu verstän-
digen.

§ 50 PAG Vollzugshilfe bei Freiheitsentziehung

(1) Hat das Vollzugshilfeersuchen eine Freiheitsentziehung zum Inhalt, ist
auch die richterliche Entscheidung über die Zulässigkeit der Freiheitsentzie-
hung vorzulegen oder in dem Ersuchen zu bezeichnen.

(2) Ist eine vorherige richterliche Entscheidung nicht ergangen, hat die Polizei
die festgehaltene Person zu entlassen, wenn die ersuchende Behörde diese
nicht übernimmt oder die richterliche Entscheidung nicht unverzüglich nach-
träglich beantragt.

(3) Die §§ 21 und 22 gelten entsprechend.
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B · OBG § 3

Übersicht:

Unterscheidung zwischen Polizei und Ordnungsbehörde

22 Begriff:

23 Aufgaben:

Übersicht:

24 Verhältnis von Maßnahmen der Polizei zur Ordnungsbehörde:

Polizei Ordnungsbehörde

– die im Vollzugsdienst tätigen 
Dienstkräfte (§ 1 PAG)

– Die Gemeinde,
– die erfüllende Gemeinde,
– die Verwaltungsgemeinschaft und die 

Landkreise im übertragenen Wirkungskreis,
– das Landesverwaltungsamt und
– das Innenministerium

Polizei Ordnungsbehörde

– Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit oder Ordnung abzuwehren

– ggf. Schutz privater Rechte
– Spezialgesetzliche Zuweisungen, 

z. B. Regeln des Verkehrs durch 
Zeichen und Weisungen (§ 44 
Abs. 2 StVO)

– Verfolgung und Vorbeugung von 
Straftaten

– Vollzugshilfe bei unmittelbarem 
Zwang

– Eilzuständigkeit (wenn eine andere 
Behörde nicht rechtzeitig handeln 
kann)

– Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung

– ggf. Schutz privater Rechte
– Spezialgesetzliche Zuweisungen, z. B. Über-

wachung des ruhenden Verkehrs (§ 2 Abs. 1 
Thüringer Verordnung über Zuständigkeiten 
auf dem Gebiet der Verfolgung und Ahndung 
von Verkehrsordnungswidrigkeiten)

Polizei Ordnungsbehörde

– Nur wenn die zuständige Ordnungsbehörde 
nicht oder nicht rechtzeitig zur Gefahrenab-
wehr einschreiten kann, wird die Polizei tätig.

– Sie leistet Vollzugshilfe, wenn unmittelbarer 
Zwang anzuwenden ist und die Ordnungs-
behörde nicht über die hierzu erforderlichen 
Dienstkräfte verfügt oder ihre Maßnahmen 
nicht auf andere Weise selbst durchsetzen 
kann.

– Maßnahmen der Ordnungsbehörde 
gehen Maßnahmen der Polizei vor.

– Die Ordnungsbehörde kann der 
Polizei Weisungen im polizeilichen 
Aufgabenbereich erteilen.
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